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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 14. Juli 1960 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und dem Großherzogtum 
Luxemburg über die Gewährung von Leistun- 
gen bei Krankheit und Mutterschaft an Per- 
sonen, die die Anwendung der Rechtsvor- 
schriften des Herkunftsstaates nach Artikel 1 4 
Absatz (2) der Verordnung Nr. 3 des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die Soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer gewählt haben 

nebst Begründung, Abdruck des Abkommens in deutscher und 
französischer Sprache sowie Abdruck der Denkschrift zürn Ab- 
kommen mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bun- 
destages herbeiziiführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 248. Sitzung am 12./13. Juli 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 14. Juli 1960 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Großherzogtum Luxemburg 
über die Gewährung von Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft 
an Personen, die die Anwendung der Rechtsvorschriften des Herkunftsstaates 
nach Artikel 14 Absatz (2) der Verordnung Nr. 3 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer gewählt haben 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 14. Juli 1960 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Großherzogtum Luxemburg über die 
Gewährung von Leistungen bei Krankheit und 
Mutterschaft an Personen, die die Anwendung der 
Rechtsvorschriften des Herkunftsstaates nach Arti- 
kel 14 Absatz (2) der Verordnung Nr. 3 des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer gewählt 
haben, wird zugestimmt. Das Abkommen wird nach- 
stehend veröffentlicht. 

Ar tik el 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 10 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da das Ver- 
waltungsverfahren geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 10 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Sdbilußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Großherzogtum Luxemburg 
über die Gewährung von Leistungen 
bei Krankheit und Mutterschaft an Personen, 
die die Anwendung der Rechtsvorschriften des Herkunftsstaates 
nach Artikel 14 Absatz (2) der Verordnung Nr. 3 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer gewählt haben 

Convention 

entre la Republique Föderale d'Allemagne 
et le Grand-Duche de Luxembourg 
sur l'octroi de prestations 
en cas de maladie et de maternite aux personnes 
qui ont choisi l'application de la legislation du pays 
d'origine conformement ä l'article 14 paragraphe 2 du regiement n» 3 
du Conseil de la Communaute Economique Europeenne 
concernant la securite sociale des travailleurs migrants 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT 
DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG 

SIND ÜBEREINGEKOMMEN, die Gewährung von Lei- 
stungen bei Krankheit und Mutterschaft an die in Ar- 
tikel 14 Absatz (2) der Verordnung Nr. 3 des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft genannten Perso- 
nen, die die Anwendung der Rechtsvorschriften ihres 
Herkunftsstaates gewählt haben, durch dieses Abkommen 
zu regeln, und haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Hans Joachim von Merkatz, 

Bundesminisler für Angelegenheiten des Bundesrates 
und der Länder, 

Herrn Theodor Blank, 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 

Ihre Königliche Hoheit die Großherzogin von Luxemburg 
Herrn Pierre Majerus, 

Botschafter Ihrer Königlichen Hoheit 
der Großherzogin von Luxemburg, 

Herrn Dr. Emile C o 1 1 i n g , 

Minister für Arbeit und Soziale Sicherheit. 

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in 
guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten fol- 
gendes vereinbart: 

Artikel 1 

(1) Staatsangehörige der einen Vertragspartei, die als 
Arbeitnehmer oder ihnen Gleichgestellte im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei in einer diplomatischen oder 


LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FEDERALE 
d'ALLEMAGNE 

et 

S.A.R. LA GRANDE-DUCHESSE DE LUXEMBOURG 

SONT CONVENUS de regier par la presente Conven- 
tion l'octroi de prestations en cas de maladie et de 
maternite aux personnes designees par l'article 14 para- 
graphe 2 du regiement no 3 du Conseil de la Com- 
munaute Economique Europeenne qui ont choisi l'ap- 
plication de la legislation de leur pays d'origine, et ont 
nomme ä cet effet leurs plenipotentiaires, ä savoir: 

le President de la Republique Föderale d'Allemagne 
Monsieur Dr. Hans Joachim von Merkatz, 
Ministre Federal pour les Affaires du Bundesrat 
et des Laender, 

Monsieur Theodor Blank, 

Ministre Federal du Travail et de l'Ordre Social, 

S.A.R. la Grande-Duchesse de Luxembourg 
Monsieur Pierre Majerus, 

Ambassadeur de S.A.R. la Grande-Duchesse 
de Luxembourg, 

Monsieur Dr. Emile Coli in g, 

Ministre du Travail et de la Securite Sociale. 

Les plenipotentiaires apres s'etre cominunique leurs 
pleins pouvoirs respectifs trouves en bonne et due forme 
sont convenus des dispositions suivantes: 

Article 1 

(1) Les ressortissants d'une Partie contractante qui 
sont occupes comme travailleurs salaries ou assimiles 
sur le territoire de l'autre Partie contractante dans des 
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konsularischen Dienststelle der ersten Vertragspartei be- 
schäftigt sind, oder in persönlichen Diensten von An- 
gehörigen dieser Dienststellen stehen und auf Grund 
ihrer Wahl nach Artikel 14 Absatz (2) der Verordnung 
Nr. 3 des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer — im 
folgenden Verordnung Nr. 3 genannt — nach den Rechts- 
vorschriften der ersten Vertragspartei {Herkunftsstaat) 
für den Fall der Krankheit und der Mutterschaft versichert 
sind, erhalten für sich und die Familienangehörigen Sach- 
leistungen aus der gesetzlichen Krankenversicherung auch 
im Hoheitsgebiet der Vertragspartei, in dem die Beschäfti- 
gung ausgeübt wird (Beschäftigungsstaat). 

(2) Soweit in diesem Abkommen Ausdrücke verwendet 
werden, die in Artikel 1 der Verordnung Nr. 3 und in 
Artikel 1 der Verordnung Nr. 4 des Rates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zur Durchführung und 
Ergänzung der Verordnung Nr. 3 über die Soziale Sicher- 
heit der Wanderarbeitnehmer — im folgenden Verord- 
nung Nr. 4 genannt — bestimmt sind, haben diese Aus- 
drücke dieselbe Bedeutung wie in den genannten Ver- 
ordnungen. 

Artikel 2 

Beansprucht der in Artikel 1 Absatz (1) genannte 
Arbeitnehmer oder ihm Gleichgestellte Sachleistungen im 
Hoheitsgebiet der Vertragspartei, in dem er sich gewöhn- 
lich aufhält, so erhält er sie durch den Träger des Wohn- 
ortes, und zwar nach den für diesen geltenden Rechts- 
vorschriften, insbesondere in bezug auf das Ausmaß, die 
Art und Weise und die Dauer der Leistungsgewährung; 
die Dauer der Krankenhauspflege richtet sich jedoch nach 
den für den zuständigen Träger geltenden Rechtsvorschrif- 
ten. Sehen die hiernach in Betracht kommenden Rechts- 
vorschriften eine Höchstdauer für die Leistungsgewährung 
vor, so werden auf die Höchstdauer die Zeiten angerech- 
net, in denen für denselben Versicherungsfall bereits 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften der anderen Ver- 
tragspartei gewährt worden sind. 

Artikel 3 

(1) Der zuständige Träger erstattet die Aufwendungen, 
die dem Träger des Wohnortes durch Gewährung von 
Sachleistungen erwachsen, in voller Höhe. Verwaltungs- 
kosten werden nicht erstattet. 

(2) Der zuständige Träger erstattet die in jedem 
Kalendervierteljahr entstandenen Aufwendungen inner- 
halb des nächsten Vierteljahres unmittelbar dem Träger 
des Wohnortes. 

(3) Arzneikosten werden in Höhe der Pauschbeträge 
erstattet, die dem Träger des Wohnortes zu zahlen sind, 
wenn er an Stelle eines an sich verpflichteten Trägers 
mit dem Sitz im Hoheitsgebiet derselben Vertragspartei 
Sachleistungen gewährt hat. Sehen die Rechtsvorschriften 
einer Vertragspartei keine Pauschbeträge vor, so stellt 
der Träger dieser Vertragspartei die tatsächlich entstan- 
denen Arzneikosten in Rechnung. 

Artikel 4 

(1) Der zuständige Träger ist verpflichtet, einer in 
Artikel 1 Absatz (1) genannten Person die Geldleistungen 
aus der gesetzlichen Krankenversicherung zu zahlen, auf 
die sie Anspruch hätte, wenn sie sich im Hoheitsgebiet 
der zuständigen Vertragspartei gewöhnlich aufhielte. Auf 
Ersuchen des zuständigen Trägers zahlt der Träger des 
Wohnortes die in Satz 1 genannten Geldleistungen aus. 

(2) Artikel 2 Satz 2 gilt entsprechend. 


postes diplomatiques ou consulaires de la premiere Partie 
ou qui sont au Service personnel d'agents de ces postes 
et qui, ä la suite de l'option prevue par l'article 14 
paragraphe 2 du regiement no 3 du Conseil de la Com- 
munaute Fconomique Europeenne concernant la securite 
sociale des travailleurs migrants — appele dans la suite 
regiement no 3 — , tombent pour le cas de maladie et de 
maternite sous l'application de la legislation de la pre- 
miere Partie (pays d'origine), ont droit aux prestations 
en nature de l'assurance-maladie pour eux-memes et les 
membres de leur famille egalement sur le territoire de 
la Partie contractante, sur lequel ils sont occupes (pays 
d'emploi). 

(2) Les termes employes dans la presente Convention 
qui sont definis dans l'article l^r du regiement no 3 et 
dans l'article l^r du regiement no 4 du Conseil de la 
Communaute Fconomique Europeenne fixant les moda- 
lites d'application et completant les dispositions du 
regiement no 3 concernant la securite sociale des tra- 
vailleurs migrants — appele dans la suite regiement no 4 
— ont la meme signification que dans les reglements pre- 
cites. 

Article 2 

Si le travailleur salarie ou assimile eite ä l'article 1, 
par. (1) demande des prestations en nature sur le terri- 
toire de la Partie contractante sur lequel il a sa resi- 
dence habituelle, elles lui sont accordees par l’institution 
du lieu de residence d'apres la legislation applicable ä 
ce dernier notamment en ce qui concerne l'etendue, les 
modalites et la duree du Service des prestations; la duree 
de l'hospitalisation est cependant determinee d'apres 
la legislation applicable ä l'institution competente. Si ces 
dispositions prevoient un delai maximum pour le Service 
des prestations les periodes pendant lesquelles des 
prestations ont dejä ete accordees pour le meme cas 
d'assurance d'apres la legislation de l'autre Partie con- 
tractante seront imputees sur ce delai. 


Article 3 

(1) L'institution competente rembourse integralement 
les depenses qui ont ete occasionnees ä l'institution du 
lieu de residence par suite de l'octroi des prestations en 
nature. Les frais d'administration ne sont pas rem- 
bourses. 

(2) L'institution competente rembourse les depenses 
faites dans diaque trimestre endeans le prochain trimestre 
directement ä l'institution du lieu de residence. 

(3) Les frais medicaux sont rembourses sur la base 
des forfaits qui sont ä payer ä l'institution du lieu de 
residence si celle-ci a fourni des prestations en nature 
au lieu et place d'une Institution debitrice ayant son 
siege sur le territoire de la meme Partie contractante. 
Si la legislation d'une Partie contractante ne prevoit pas 
de forfaits, l'institution de cette Partie met en compte les 
frais medicaux effectifs. 

Article 4 

(1) L'institution competente doit payer aux personnes 
designees ä l'article l^r^ par. (1) les prestations en 
especes de l'assurance-maladie auxquelles elles auraient 
droit si elles avaient leur residence habituelle sur le 
territoire de la Partie contractante competente. A la 
demande de l'institution competente l'institution du lieu 
de residence paie les prestations en especes visees ä la 
phrase precedente. 

(2) L'article 2 phrase 2 est applicable par analogie. 
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Artikel 5 

Der Träger des Wohnortes ist verpflichtet, auf Ersuchen 
des zuständigen Trägers ärztliche Untersuchungen und 
Krankenaufsicht zu veranlassen. Soweit für den Einzelfall 
feststellbare Kosten entstanden sind, hat der zuständige 
Träger sie zu erstatten. 

Artikel 6 

Die Artikel 2 bis 5 gelten für Familienangehörige ent- 
sprechend, solange diese nicht Leistungen aus der gesetz- 
lichen Krankenversicherung des Beschäftigungsstaates be- 
anspruchen können. 

Artikel 7 

Die zuständigen Behörden können die zur Durchführung 
dieses Abkommens erforderlichen Verwaltungsverein- 
barungen treffen. 

Artikel 8 

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung 
dieses Abkommens sollen, soweit möglich, durch die zu- 
ständigen Behörden der beiden Vertragsparteien beigelegt 
werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht bei- 
gelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staates 
als Obmann einigen. Die Mitglieder sind innerhalb von 
zwei Monaten, der Obmann innerhalb von drei Monaten 
zu bestellen, nachdem die eine Vertragspartei der ande- 
ren mitgeteilt hat, daß sie die Streitigkeit einem Schieds- 
gericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz (3) gesetzten Fristen nicht 
eingehalten, so kann in Ermangelung einer anderen Ver- 
einbarung jede Vertragspartei den Präsidenten des Inter- 
nationalen Gerichtshofes bitten, die erforderlichen Er- 
nennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident die Staats- 
angehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien oder ist 
er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch 
der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der 
beiden Vertragsparteien oder ist auch er verhindert, so 
soll das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichts- 
hofes, das nicht die Staatsangehörigkeit einer der beiden 
Vertragsparteien besitzt, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind endgültig und bindend. Jede 
Vertragspartei trägt die Kosten des von ihr bestellten 
Mitgliedes sowie die Kosten für ihre Vertretung vor dem 
Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die son- 
stigen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien 
zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt das 
Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Artikel 9 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ab- 
kommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 10 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Rati- 
fikationsurkunden werden so bald wie möglich in Luxem- 
burg ausgetauscht. 


Article 5 

Ä la demande de Institution competente l'institution 
du lieu de residence doit faire proceder aux examens 
medicaux et au contröle des malades. L'institution com- 
petente doit rembourser les frais occasiones pour chaque 
cas individuel pour autant qu'ils ont pu etre constates. 

Article 6 

Les articles 2 ä 5 sont applicables par analogie aux 
membres de famille tant que ceux-ci n'ont pas droit aux 
prestations de l’assurance-maladie d'apres la l^gis- 
lation du pays d'emploi. 

Article 7 

Les autorites competentes peuvent faire des arrange- 
ments administratifs pour l'application de la presente 
Convention. 

Article 8 

(1) Les litiges concernant l'interpretation ou l’appli- 
cation de cette Convention sont dans la mesure du 
possible ä regier par les autorites competentes des 
2 Parties contractantes. 

(2) Si un litige ne peut pas etre regle de cette fagon, 
il est ä soumettre sur la demande d'une des 2 Parties 
contractantes ä un tribunal arbitral. 

(3) Le tribunal arbitral sera forme de cas encas; chaque 
Partie contractante nomme un membre et les deux mem- 
bres choisissent un ressortissant d’un 3eme ßtat comme 
President et tiers arbitre. Les membres sont ä designer 
endeans les 2 mois, le tiers arbitre endeans les 3 mois 
apres qu'une des Parties contractantes a communique ä 
l'autre Partie qu'elle desire soumettre le litige ä un tri- 
bunal arbitral. 

(4) Si les delais prevus an paragraphe 3 ne sont pas 
respectes, chaque Partie contractante, ä defaut d'un autre 
arrangement, peut demander au President de la Cour 
internationale de Justice de proceder aux nominations 
requises. Si le President possede la nationalite d'une des 
Parties contractantes ou s'il est empeche pour d'autres 
motifs, il incombera au vice-president de proceder aux 
nominations. Si le vice-president possede egalement la 
nationalite d'une des deux Parties contractantes ou s'il 
est egalement empeche, le membre de la Cour inter- 
nationale de Justice posterieur en rang qui ne possede 
pas la nationalite d'une des 2 Parties contractantes, 
devra proceder aux nominations. 

(5) Le tribunal arbitral decide ä la majorite des voix. 
Ses decisions sont definitives et obligatoires. Chaque 
Partie contractante Supporte les frais du membre par lui 
designe, ainsi que les frais occasionnes par sa represen- 
tation devant le tribunal arbitral; les frais du tiers arbitre 
ainsi que les autres frais seront Supportes ä parts egales 
par les Parties contractantes. Pour le reste le tribunal 
arbitral regle lui-meme sa procedure. 

Article 9 

La presente Convention est egalement applicable au 
«Land Berlin» ä moins que le Gouvernement de la Re- 
publique Federale d'Allemagne ne fasse une declaration 
contraire au Gouvernement du Grand-Duche de Luxem- 
bourg endeans les 3 mois apres Tentree en vigeur de la 
presente Convention. 

Article 10 

(1) La presente Convention sera latifiee. Les Instru- 
ments de ratification seront echanges des que possible ä 
Luxembourg. 
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(2) Dieses Abkommen tritt am Tage des Austausches 
der Ratifikationsurkunden mit Wirkung vom 1. Januar 
1959 in Kraft. Es wird für die Dauer von zwei Jahren 
nach dem Tag des Inkrafttretens geschlossen. Es gilt als 
stillschweigend von Jahr zu Jahr verlängert, sofern es 
nicht von einer Vertragspartei spätestens drei Monate 
vor Ablauf der jeweiligen Geltungsdauer schriftlich ge- 
kündigt wird. 

(3) Soweit bis zum Tage des Austausches der Ratifika- 
tionsurkunden abweichend von den Vorschriften dieses 
Abkommens verfahren worden ist oder verfahren wird, 
behält es dabei sein Bewenden. Artikel 3 Absatz (1) 
bleibt unberührt. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten die- 
ses Abkommen unterschrieben und mit ihren Siegeln 
versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 14. Juli 1960 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


(2) La presente Convention entrera en vigueur le jour 
de l'echange des instrumerits de ratification avec effect au 
1er janvier 1959. Elle est conclue pour une duree de 
2 ans ä partir du jour de son entree en vigueur. Elle est 
reputee reconduite d'annee en annee par tacite re- 
conduction ä moins qu'elle ne soit denoncee par ecrit 
par une des Parties contractantes au plus tard 3 mois 
avant la fin de chaque periode de validite. 

(3) Si jusqu’au jour de l'echange des Instruments de 
ratification une procedure derogatoire ä la presente Con- 
vention a ete appliquee ou est appliquee, cette procedure 
est consideree comme valable, sans prejudice des dis- 
positions de l'article 3 paragraphe (1). 

EN FOI DE QUOI les plenipotentiaires respectifs ont 
signe la presente Convention et l’ont revetue de leurs 
sceaux. 

FAIT ä Bonn, le 14 juillet 1960 en deux originaux, 
chacun en langue ailemande et en langue francaise, 
chaque texte faisant egalement foi. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 
Pour la 

Republique Föderale d’Allemagne: 

von Merkatz 
Blank 


Für das 

Großherzogtum Luxemburg: 
Pour le 

Grand-Duche de Luxembourg: 

P. M a j e r u s 
Co Hing 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Nach Artikel 14 Abs. 1 der in der Bundesrepublik 
und in Luxemburg seit dem 1. Januar 1959 verbind- 
lichen und unmittelbar geltenden Verordnung Nr. 3 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 
vom 25. September 1958 (Amtsblatt der Europä- 
ischen Gemeinschaften Nr. 30 S. 561) — im folgenden 
als Verordnung Nr. 3 bezeichnet — gelten für die in 
diplomatischen oder konsularischen Dienststellen 
und für die im persönlichen Dienst von Angehörigen 
dieser Dienststellen beschäftigten Arbeitnehmer und 
ihnen Gleichgestellten grundsätzlich die Rechtsvor- 
schriften des Staates, in dessen Gebiet sie die Be- 
schäftigung ausüben. Sie können sich jedoch, wenn 
sie Staatsangehörige des Mitgliedstaates sind, den 
die betreffende Dienststelle vertritt, nach Absatz 2 
a. a. O. für die Anwendung der Rechtsvorschriften 
des Herkunftsstaates entscheiden. Für diesen Fall 
enthält die Verordnung Nr. 3 keine Vorschriften 
über die Gewährung von Leistungen bei Krankheit 
und Mutterschaft. Diese Lücke im Verhältnis zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und Luxem- 
burg zu schließen, ist die Aufgabe des Abkommens. 

II. Abkommen 

Artikel 1 regelt den persönlichen Geltungsbereich 
des Abkommens und die Anwendung des Abkom- 
mens im Verhältnis zur Verordnung Nr. 3 und zur 


Verordnung Nr. 4 des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft zur Durchführung und Ergän- 
zung der Verordnung Nr. 3 vom 3. Dezember 1958 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
S. 597). 

Artikel 2 bestimmt die für die Gewährung von Sach- 
leistungen anzuwendenden Rechtsvorschriften. 

Artikel 3 regelt die Erstattung der Aufwendungen 
der Versicherungsträger untereinander. 

Artikel 4 sichert die uneingeschränkte Auszahlung 
der Geldleistungen. 

Artikel 5 regelt die von den Versicherungsträgern 
untereinander zu leistende Amtshilfe und die Erstat- 
tung daraus entstehender Aufwendungen. 

Artikel 6 sieht die entsprechende Anwendung des 
Abkommens auf die Familienangehörigen vor. 

Artikel 7 ermächtigt die zuständigen Behörden zum 
Abschluß von Verwaltungsvereinbarungen. 

Artikel 8 enthält die übliche Schiedsklausel. 

Artikel 9 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 10 regelt das Inkrafttreten und die Geltungs- 
dauer des Abkommens. 
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